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Die solidarische Mitte MI 
von Hubertus Heil 

H. 

In der öffentlichen Diskussion über die 
Leistungsträger und die neue Armut in 
unsererGesellschaft gibt eseinen unsicht- 

baren Dritten,der kaum Schlagzeilen macht,aber 
für uns die Hauptrolle spielt. Es sind diejenigen 
Menschen,diefürdasGanzedenken und handeln, 
obsienun in eherbescheidenenoderwohlhaben- 
denVerhältnissen 1eben.Bürgerinnen und Bürger, 
dieangleicheChancen undgleiche Rechteglauben, 
die hart arbeiten und ihre Steuern zahlen. nicht 
hinterziehen, die sich engagieren und die bereit 
sind. Solidarität zu üben. Und das nicht nur aus 
eigenen materiellen Interessen,sondern weil sie 
in einem sozial intakten Land leben wollen. Das 
ist die solidarische Mitte der Gesellschaft. 

Fürdie solidarische Mitte ist Leistung überhaupt 
nichtsElitäres.Für sie bedeutet Leistungganzein- 
fach sozialeTeilhabe. Engagement verdient Aner- 
kennung, gute Arbeit ist gut zu entlohnen,jeder 
braucht dieChancezum Aufstieg.Diese Regel aber 
gilt oft nicht mehr. Die Frage, ob Leistung sich 
lohnt,beantwortenwirdaherkritisch:DieBiIdungs- 
chancen sind nicht offen.sondern abhängig von 
der Herkunft.Der Einstieg in dieErwerbsarbeit ist 
vielfach blockiert,weil der Ausbildungsplatzfehlt. 
Die Arbeit wird entwertet.weiI statt solider Berufs- 
qualifikation das Kettenpraktikum um sichgreift. 
weil selbst größte Anstrengungen in einem profi- 
tablen Unternehmen mit Gehaltskürzungenoder 
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Es geht uns nicht darum, Besserverdienende 
ausdersozialenVerantwortungzu Iösen.Wirwol- 
len die soziale Teilhabe in unserer Gesellschaft 
erneuern. Armut und Ausgrenzung haben viele 
Gesichter und sinddurchGeidtransfersallein nicht 
zu bekämpfen.WostaatlicheZahlungen soange- 
legt sind.dass sie die Passivität begünstigen und 
den definitiven Ausschluss aus der Arbeitswelt 
mit allen ihren sozialen Kontakten besiegein.wird 
dieSpaltung der Gesellschaft sogar noch verstärkt. 
Das kann nicht unserWegsein.Wirwollen eineakti- 
vierende,aIleMenscheneinbeziehendeBildungs-. 
Gesundheits- und Sozialpolitik. Das muss finan- 
ziert werden. Die Steuerpolitikgehörtzur Debatte. 
Wir brauchen die Besteuerungnach Leistungsfähig- 
keit,die Maß nimmt an den Einkommens- und 
Vermögensunterschieden. Bei den öffentlichen 
Ausgaben sind wir dann im Gegenzug dazu ver- 
pflichtet,aIles dafür zu tun,die Leistungsfähigkeit 
und dieTeilhabe der Menschen zu verbessern. 

Die solidarische Mitte ist keine Schicht oder 
Klasse. Sie lässt sich nicht an der Einkommens- 
höheoderdem Berufsstatuserkennen.Sie ist die- 
jenigeGruppe,diesichgegendieVorstellungeiner 
Klassengesellschaft wehrt.Was sieeint, ist nicht 
der Steuerbescheid oder die Flucht in die Steuer- 
Oase. es sind die gemeinsamen Werte und Ziele 
undvorallem dieÜberzeugung,dasseinegerech- 
teGesellschaftaufsozialer Durchlässigkeit beruht. 

Arbeitsplatzverlust einhergehemprekäre Beschäf- Siesind dieMehrheit in unserem Land.Ein Reform- 
tigungauf kurze Frist undzu miserablenstunden- bündnisfürsozialeDemokratiemusssiepolitisch 
löhnen nimmt zu,ohne dassdie Leistung der be- zusammenführen. 
troffenen Menschen daran etwasändert.50 kommt 
eszuderverunsicherungundder Resignation.die 
landauf landab die Kommentatoren beschäftigt. 

Magersüchtige sind intensive 
Signalmenschen 

DasvonzweiTöchtern in einer Familie nicht 
beideaneinerMagersucht erkranken müs- 
sen, obgleich sich der Erziehungsstil der 

Eltern ja nicht wesentlich ändert, hänge mi t  einer 
Besonderheit der erkrankten Tochter zusammen. 
DieTherapeutinnen beschreiben diese Besonder- 
heit mi t  einem Bild aus der Medienwelt: .Wo 
Menschen normalerweiseeine kleineAntenneauf 
ihren Köpfen tragen würden.um sich in die Bezie- 
hungzu anderen Menschen einfühlen zu können. 
werden Menschen,die an einer Essstörung leiden, 
voneinemdicken Sendemasten mitvielen Anten- 
nen auf ihren Köpfen fast erdrückt.DieseMenschen 
registrieren sehr viele Signale aus ihrer Umwelt. 
Wer viele Signale empfängt. der will diese auch 
deuten und bewerten. Und so entstehe ein Pro- 

Die Eltern des Workshopsdiskutierten und 
kochten in dieserWoche nicht nurgemein- 
sam,sondern konnten sich ineiner kleinen 

Kunstausstellung. die sowohl Zeichnungen, wie 
kleineTonplastiken ihrer Kinder zeigte,die diese 
während ihresstationären Aufenthaltesgestaltet 
hatten,davon überzeugen,zu welch großartigen 
Entäußerungen ihreKinder befähigt sind,weil sie 
übereine sehr sensible,,Antennee in ihrem Kopf 
verfügen. Dieses ,.Signalsystem" (Georg lukacs) 
ist dievorraussetzung nicht nur für eine präzise 
Menschenkenntnis, sondern auch für die künst- 
lerischen Entäußerungender menschlichen Hand, 
die ja ohne,.großeAntenne" nie als ganz eigene 
Quelle menschlicher Erkenntnis hätteentstehen 
können.Menschenkenntnis brauchen wirfum uns 
selbstbewusst mit anderen in Beziehung setzen 
zu können. 

blem.Dajungen Menschen mit diesen hypersen- 
Zei~hnung:NorauonSabbe 

siblen Fähigkeiten häufigdiegeistigeOrientierung 
fehlt.die zur Auswertungderempfanaenen Sig- r ' h  
naleja unbedingt erforderlich sind, beziehen sie F ' '  
viele dieser empfangenen Signale auf sich." 

!. 
Wenndie Eltern-Kind-Hierarchie inder Familie ,. 

nichtf~nktioniere~die Eltern gar ihre Konfliktevor 
diesem Kind austragen,fühlesicheindermaßen 
begabtes Kindverantwortlichfürdie Eltern,ja,es ' 
empfände sich häufig sogar als Verursacher der 
Eltern-Konflikte.Wenndieses Kinddann noch mit 
Sätzen konfrontiert würde. wie ,,ich tue alles für 
dich" oder ,.wir haben alles versucht. dass es dir 
besser geht", dann empfange es diese Sätze als 
SignaleeigenerGeringschätzung.Esdenkedann, 
.ich bin falsch, da ich alles. was für mich getan 
wird nicht annehme." 

Eine große Erleichterung der Eltern war ganz 
deutlich nachdiesererklärenden Darstellungdes 
Hierarchiebegriffs zu spüren, denn plötzlich be- 
griffenfast aIle,dassdieTherapeutin keineschul- 
digen inden Eltern suchte,sondern dieselediglich 
ermuntern wollterdieeigenen Paarkonflikte und 
LebensängstealserwachseneMenschen selbstän- 
dig lösen zu lernen, ohne die Kinder damit zu 
konfrontieren. 

Doch selbstbewusst werden junge Men- 
schen nur,wenn sievon den Erwachsenen 
diese soziale Kompetenz erlernen können. 

Solange in der primitiven menschlichen Gesell- 
schaft das Gattungsmäßige,also der Stamm oder, 
wie in Griechenland, die Polis, das Individuelle 
beherrschte-tauchte das Problem der Menschen- 
kenntnis nicht auf. Damals musste die Echtheit 
im Charakterdes Mitmenschen nicht, wie wir es 
heute ständig tun und tun müssen, überprüft 
werden. 



H H H Magazin Meinung H 

Das dürre „Schönheitsideal" zerstört W& A. 4 

das Schöne 

Dochohne reifeOrientierung,dienurdurch 
qualitative. also inhaltlich ethische Prä- 
missen wachsen kann, wollen die Mager- 

süchtigen ihr besonders intensiv ausgestattetes 
Signalsystem, im wahrsten Sinne des Wortes,ver- 
hungern lassen. Dieses Signalsystem hat es ja in 
einer auf Ouantität und auf oraematisch festee- - , 
legte Fakten, wie Umsatz, irnage oder Zensuren, 
festeeleetenGeseilschaftohnehin schwersich zu r 

U 

behaupten. Deshalb nimmt die Angst der Men- 
schen ganz allgemein zu. Sicher beginnt jede 
Magersucht mit einer Diät. aber nicht iede Diät 
füh~zur~a~ersucht.~asd~rre,,~chönl?eitsideal", 
vorgeführt von berühmten Modells.deren Aner- 
kennung junge Frauen selbst gerne hätten, ist 
sicher ein Einstieg in die weibliche Magersucht 
oder Bulimie,aber nicht ihr wesentliches Motiv. 

7 

Auch Kafka, der literarische Meister, der das 
menschliche Verharren in panikartiger Angst in 
prägnante Worte zu kleiden verstand, war übri- 
gens magersüchtig. Er kapituliertevor der blinden 
Angst, mi t  der moderne Menschen sich von der 
wirklichen Welt zu schützen versuchen.Vielleicht 
basiert Kafkas einzigartige Position i n  der Weit- 
literatur auf der Beschreibung dieses ohnmäch- 
tigen Lebensgefühls.„Jeoriginalerein Mensch ist. 
destotiefer istdie Angst in ihm#.hat Kafkaeinmal 
gesagt,und klagte die heutige Welt des Kapitalis- 

- musalsHöllean,deren Machtalleininden Händen 
unterirdischer Mächte konzentriert sei, unter deren 
Regieein Mensch den anderen Menschen nur noch 
als Konkurrenten,aIsMittelzum Zweck,aber nicht 
mehr uneingeschränkt als Freund zu erlebenver- 
möge. Die magersüchtigen Frauen protestieren, 
ganz im Sinne Kafkas,gegen eine Macht,der sie 
nurdurch Ohnmacht in ein monströses Nichts zu 
entfliehen hoffen.Diese Frauen wollen mit diesem 
Nichts oder in dieses Nichts. das es natürlich i m  

wirklichen Leben nicht geben kann, vor dieser 
Hölle fliehen. denn sie wollen nicht sterben, sie 
wollen leben,abersie wollen nicht in dieser Hölle 
leben.Sie wollen anders ieben,als in dieserWelt 
oft oberflächlich gelebt wird, aber wie sie leben 
wollen.das wissen sie nicht. 

Sie suchen Vorbilder, aber sie finden nur 
selten geeigneterweil auch die Erziehenden 
sich ihnen alssoicheentziehen.Also hoffen 

sie auf das ,,Nichtsu. Sie wollen i m  ,,Nichtsz' auf- 
gehen,umsich nicht derwirklichenwelt mit allen 
ieidvoiien,aberauchiustvollen Erfahr~ngen~steiien 
zu mÜssen.Den.,postmodernen" Erwachsenen i s t  
die Ethikverloren gegangen.An diesem Manko 
leiden sicher nichtdiesogenannt robusten Kinder, 
die überein,,dickes Feil"verfügen,aber die Kinder, 
die mehr wollen als sachliche Beziehungen.die 
ein menschlich sinnvolles Leben anstreben möch- 
ten,die werden an diesem Manko verhungern. 

rn 

- 
Der Kernpunktdes Problems ist und bleibtdie kussiongeführtwerden,um Druckvon innen auf 

Zwei-Staaten-Lösungfür Israel und Palästina. lm sie auszuüben. Noch besteht ein Vertrauensvor- 
Jahre2ooowarzwlschen Clinton,Barak und Arafat schuss für Deutschland auf allen Konfliktseiten. 
nachmehrals8jährigenvertrauensbildendenTeil- Diesenzu bewahren,daswärewichtigergewesen 
schritteneinVerhandlungsstanderreicht,dernoch als der begonnene Militäreinsatz, dessen Konse- 
heute als MaRstab für eine endgültige gerechte quenzengarnicht allein in deutscher Hand liegen. 
Lösungzu betrachten ist.Ein abruptes Endedieser Als Gefahr steht im Raum: lsrael hat angedeutet, 
Periodesetztedamals Ariel Sharon alswahlkärnp- auch weiter mit Gewalt zu reagieren,wennesdie 
fer und bald darauf als Ministeroräsident Israels. Maßnahmen der UNO als nicht ausreichend an- 
Zum gleichen Zeitpunkt endete in den USA die 
Prasidentschaft von Ciinton.der dieverhandlun- 
gen moderiert hatte, ihm folgte G. Bush mit einer 
neuen Strategie. Seitdem wurden die jüdischen 
Siedlungen in der Westbank erweitert,eine israe- 
lische Sperr-Mauer im paiästinensischen Gebiet 
wurdegeschaffen und damit eine beabsichtigte 
Grenzveränderungmarkiert.Diez.T.EU-finanzier- 
te Infra-Struktur Palästinas. wie Wohngebäude, 
StraRen,Kraftwerke und Regierungsgebäudewur- 
den durch lsrael systematisch zerstört. Zerstört 
wurden damit auch die früheren Verhandiungs- 
ergebnlsse. 

Voreinigen Monaten hättedie Forderung lauten 
können, dass eine neue Vertrauensbasis schritt- 
weise aufgebaut werden muss. Wenn die Welt 
nichtweitere Konflikte hinnehmen will,muss sie 
nun in der ungünstigsten aller Situationen Schritte 
zu einer endgültigen Lösunggehen. Diejetzigen 
Leistungen für die Sicherheit Israels im Norden 
dürfen dabei nicht ohne Gegenleistung - insbe- 
sondere ohne das Ende der Gewalt in Palästina - 
erfolgen.Die USAmüssen dara~fverzichten~diesen 
Konflikt zurVerstärkung ihrer regionalen Macht- 
position zu nutzen. Einen Vertrauensvorschuss 
haben sie dafür nicht. Aber wenn die Welt als 
,.Gemeinschaft"wirksam werden wiIl,dann muss 
siedie USAauf diesen Weg bringen. 

Worin sollte nun die besondere 
deutsche Rolle bestehen? 

Zunächst in der Diplomatie! Ein Rahmen 
dafürwurdegeradeaufgezeigt. Diplomatie 
spielt sich nicht immer in aller Öffentlich- 

keit ab.Aber in der Öffentlichkeit muss diese Dis- 
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sieht. BeiVerletzung desWaffenstillstandesstehen 
auch deutsche Kriegsschiffe vor der Möglichkeit, 
ihrrobustesMandatgegen lsraeleinzusetzen-also 
keinedeutsche Rolle! Humanitärer Hilfeist injedem 
Fall zuzustimmen.Vorder Übernahmevon Kosten 
fürden Wiederaufbau istaberdie materiellewie- 
dergutmachung durch die Verursacher einzufor- 
dern.Sonst würden auch zukünftigeZerstörungen 
legitimiert,,.wir" bessern ja alles wieder aus. 

Der Libanon kannauch alsein weitererschritt 
verstanden werden zueinerscheinbaren Normali- 
sierungvon Einsätzen der Bundeswehr im Ausland. 
Eine kritische Analyse der bereits länger andau- 
ernden Einsätze und der eigentlich dabei ange- 
strebten Zielesollte in und nebender Programm- 
diskussion erfolgen. Dasverteidigungsprinzipdes 
Grundgesetzes und der Parlamentsvorbehalt soll- 
ten dabeiVorrangvor,,Bündnispflichten" und be- 
dingungslosereuropäischer Gemeinsamkeit haben. 
In diesem Sinne bin ich den 32Abgeordneten der 
SPD für ihre Gegenstimmen sehr dankbar, dass 
sie für solche Überlegungen einen Raum geschaf- 
fen haben. rn 

D Dr. wolfgangrautr. 
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71 & spricht und 33 Kriegstage zählte. Nicht ohne Ab- 
sichtwurdedamit deriiesamtkonflikt geteilt,um 
mit  den Teilen nach verschiedenen Maßstäben 

(km ' in umzugehen. Beider politischen Zielstellungfürden 
mi  tar scnen E nsatz SI dann a ~ c h  nJr die Rede 
von 2 .  oanon-Res0 ~ t i onen  der whO.von ~ g e f a n -  
genen israe schen So aaten.aber nicnr von 9000 
gefangenen Paiastinensern n srae ~ n d  a den 
UhO-Reso 11 onen.0.e srae n c n t ~ ~ f ~ i l r  natMan 
spr rnt  oavon s r a e l z ~ s c h ~ t z e n . W e r s c h ~ t z t d e n  
L Danon Lno wer oie Pa astnenser) 
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Bei diesen Widersoruchen kristallisieren sich 

I Kein Frieden 
1 ohne Palästina! 

zwei Kernfragen heraus: 
1. Wie wird die UNOden Anforderungen der ge- - - 

genwärtigen Krise gerecht? 
2. Welches wäre eine angemessene Rolle der 

I Bundesrepublik ~eutschland? 

Nach dem Beginn des 

Libanon-Einsatzes 

von Wolfgang Tautz I .. 
Vorder Küstedes Libanon beteiligt sich seit 
MitteOktoberdieBundesrepublik Deutsch- 
land mit ihrer Marine an einem weiteren 

militärischen Einsatz.Auch dieMehrheit derSPD- 
Fraktion im Bundestag hat ihrVotum dafür gege- 
ben.32 SPD-Abgeordnetete haben sich dem nicht 
angeschlossen. Angesichts der .,historischen Di- 
mension"-sostand es in spwi5i an dieser Stelle 
imTitel- kann die Diskussion auch innerhalbder 
SPDaberdamit nicht beendet sein.ln spwiso lau- 
tete derTitel:,,Erst Sicherheit,dann FriedenT'.Sind 
wir diesem Frieden wirklich näher gekommen? 

Sowichtig dieWaffenruhe und deren Sicherung 
im Libanon und im Norden israelsauch sind.fast 
ungenannt von den Politikern und den Medien 
gehtdie Gewalt im Gaza-Streifenweiter.Dem dient 
eine Spra~hregelung~die nurvom Libanon-Krieg 

Auf diese Fragen gilt es an dieser Stelle. Ant- 
worten aus der Sicht der Sozialdemokratie und 
ihrer Linken zu finden. 

Wie wird die UNO 
ihren Anforderungen gerecht? 

Ihr Handeln widerspiegelt weniger eine 
wirkliche,,Gemeinschaft",alseine Minder- 
heitsposition der USA, die nur durch das 

Vetorecht bei Entscheidungen desSicherheitsrates 
bestimmend wird.DasZielder USAist esanschei- 
nend, Israels Norden zu sichern,damit esfreie Hand 
in den Palästinenser-Gebieten behält-diesesals 
Teil einer umfassenderen Einflussstrategiefürden 
ganzen Nahen Osten. Frieden und Sicherheit auf 
Dauer kann Israel nur beieinerGesamtlösungmit 
allen seinen Nachbarn erhalten. Die Bilanz derto- 
ten Zivilisten,ca.iooo im Libanon,ca.35 in Israel, 
dienicht aufgezählten in Gaza (informationenvon 
AnfangOktobersprechenvon mehralszooToten). 
dazu tote Soldaten.die unvorstellbaren Zerstörun- 
gen an Gebäuden und infrastruktursollten Anlass 
sein, diese Gesamtlösungjetzt mit allen Mitteln 
durchzusetzen.BedarfesfürjedeTeillösungeines 
erneuten grausamen Konfliktes? 

Position zur aktuellem Diskussion um eine Unternehmenssteuerreform 

von Andreas Bach und Marc Bülow . W 

I .  Die Unternehmenssteuern sind real 
viel niedriger als behauptet wird 

Vorallemvondenverschiedenen Unternehmens- 
verbänden wird derzeit eine weitere Unterneh- 
menssteuerreform gefordert.DerBundesfinanzmi- 
nister nimmt diese Forderung in seinen aktuellen 
Vorstellungen auf.Dabei ist die letztegeradeerst 
5 Jahre alt. Im Jahr 2001 wurde eine deutliche 
Steuersatzsenkung umgesetzt. Durch die Unter- 
nehmensteuerreform i m  Jahr 2001 wurde der 
maximale nominale Grenzsteuersatz auf Unter- 
nehmensgewinne (inkl.Gewerbesteuer und Soli- 
daritätszuschlag) für Kapitalgesellschaften von 
51,8 % auf 38.6 %gesenkt. Für Personenunterneh- 
men kamdieEntlastungvon 2001  bis2005schritt- 
weise m i t  der Senkung des Spitzensteuersatzes 
der Einkommensteuer im Rahmen der Steuerre- 
form 2000. Hier wurde der maximale nominale 
Grenzsteuersatt (inkl.Gewerbesteuer und Solida- 
ritätszuschlag) von 54.5 % auf 45,7 % gesenkt 
(Achim Truger, IMK in der Hans-Böckler-Stiftung, 
März zoog). Diese Steuersätze beziehen sich je- 
doch auf den nominalen Satz. Der reale Steuersatz 
der Unternehmen ist bedeutend niedriger. 

Der tatsächliche Steuersatz auf das Ein- 
kommen von Kapitalgesellschaften lag 
2004 nur bei 15 % (larras, Mai zoo6).Wie 

ist dies möglich? insbesondere die international 
tätigen Kapitalgesellschaften (eine globaleTätig- 
keit i s t  damit nicht unbedingt gemeint) sind in 
der Lage auf legaleweise Kosten in den deutschen 
Unternehmen zu erzeugen. die den Steuersatz 
senken. Dazu gehören Zinszahlungen an i m  Aus- 
land befindende Gesellschaften oder Lizenzge- 

bühren (Ikea Effekt).Aberder Steuersatzaufsons- 
tige Unternehmens-undVermögensaufkommen 
betrug 2004 real nur 22 %.Denn auch Unterneh- 
men,die nicht interna-tional tätig sind, können 
dieGestaltungsspielräumedesdeutschen Unter- 
nehmenssteuerrechts (Bildung von stillen Reser- 
ven,Abschreibungsmöglichkeiten) legal voll nut- 
zen. Natürlich kursieren auch andere Zahlen. Die 
von den Unternehmensverbänden und den Me- 
dien übernommenem Steuersatz von 39 % hat 
mi t  der Realität jedenfalls wenig zu tun. Leider 
haben sich auch einige SPD-Spitzenpolitiker die- 
sen Wert zu Eigen gemacht. ImVergleich zu den 
Unternehmenssteuern im Ländervergleich nimmt 
Deutschland inzwischen einestellungim unteren 
Mittelfeld ein. 

t 
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Weiterhin müssen wirfeststellen,dassdie Un- 
ternehmensteuerreform 2001 bezogen auf mehr 
Arbeitsplätze ein vollständiger Fehlschlag war. 
2001 fiel die deutsche Wirtschaft in eine dreijäh- 
rigestagnation und wuchsauch im Jahrzooqnur 
äußerst unbefriedigend.Die lnvestitionsquoteist 
gesunken und die Arbeitslosigkeit überdie ~ M i o .  
Markegestiegen (Allerdingsmit Einbeziehungder 
Alg II Bezieher-früherSozialhilfe und häufig nicht 
arbeitslos gemeldet). 

Realer Steuersak in %auf son. 
Unternehmenseinkommen 

hätte man viele Milliarden Euro für notwendige 
lnvestitionenzurVerfügunggehabt.Zudem wären 
einige bittere Kürzungen nicht notwendiggewe- 
sen. Erst 2004 geht es bei ständig steigend Ge- 
winnen wieder hoch auf 96 Mrd.Euro. Nicht nur 
die Senkung der Steuersätze. sondern auch die 
SteuerfreiheitfürVeräußerungsgewinneab2ooi 
hat einen wesentlichen EinflussaufdieseEntwick- 
lunggehabt. 

z. Falsche Steuersenkungen wird mehr 
schaden als nutzen 

Die sinkenden Einnahmen aus Unternehmer- 
tätigkeit haben weit reichende Folgen. Das feh- 
lende Geld wirkt sich direkt auf die öffentlichen 
HaushaIteaus.Hiersind immerwenigernotwen- 
dige Investitionen in öffentliche Infrastruktur 
(Straßen. Schulen. Bauten) möglich. Aber auch 
Einsparungen in denVerwaltungshaushaltenfüh- 
ren zum Beispiel zu massiven Einschnitten im 
sozialen Bereich,die nicht zu Letzt einen Beschäf- 
tigungsabbau indiesem Bereich zur Folge haben. 
Da die geringen Steuereinnahmen nicht unmit- 
telbar kompensiert werden können und weil mit 
falschen Zahlen gearbeitete wurde, steigt das 
Staatdefizitweiteran und mehr Geld wirdfürden 
Schuidendienst notwendig. 

Die eerineeren Investitionen und S~armaß - 
nahmen haben jedoch auch einen negativen Ein- 
flussauf die Unternehmen. Insbesondere kleine 
und mittelständische Unternehmen (KMU), die 
keineMöglichkeit haben im Ausland aktivzu wer- 
den wie Handwerk, Dienstleistung und kleine - 
Industrie leiden unter den geringen öffentlichen 

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 
Investitionen. Die privaten Haushalte tun ihr üb 

- ~ b b  3: neaie stiuenatze riges dazu. Die ~inkommessteuersenkun~envon 
2002/2004 haben wesentliche Effekte nur beiden 
Großeinkommen gehabt. So sparen die Einkom- 

Für den Fiskus ist die Maßnahme mit hohen mensmillionäredurchdieSenkungdeSpitzensteu- 
EinnahmeausfäIlenverbunden.SosankdiebezahI- ersatzes auf 42 % (früher 53 % bzw. 56 %)durch 
testeuerauf Einkommen aus Unternehmertätig- aus auf eine Mio. zu versteuerndes Einkommen 
keitundVermögenvon~oooauf~ooivonii8 Mrd. 1oo.000 EuroSteuernjeJahr. Die kleinen Einkom- 
Euro auf 96 Mrd. Euro in 2001. 89 Mrd. Euro in mensparenoftnuri.oooEuro p.a.diefürhöhere 
2002.86 Mrd. Euro in 2003. M i t  diesen Ausfällen Sozialleistungenverwendet wurden.DiesesMiss- 

Keine RElTs für Wohnimmobilien! 

Kommunale und ehemalsgerneinnützige 
Wohnungsbeständesind schon heuteziel- 
objekte von Finanzinvestoren und Speku- 

1anten.KnappeKassen machendenverkauföffent- 
lichen EigentumsandievielfachalsHeuschrecken 
bezeichneten Private Equity Fondsfür Kommunen 
attraktiv.DaswirdwohI auch inZukunft so bleiben. 
REITswürden diesen Prozessjedoch wesentlich be- 
schleunigen: Langfristige steuerliche Anreize für 
Käufer und Anleger und kurzfristige Sondertarife 
für die Aufdeckung von - bisher un- oder teilver- 
steuerten - Kapitaireserven der Wohnungsbau- 
gesellschaften würden eine neue Privatisierungs- 
welle auslösen. 

Was das bedeutet. hat der Börsengang der 
gagfah im Oktober gezeigt. Der Börsenprospekt 
warb offen mit einem Mietsteigerungspotential 
von durchschnittlich zehn Prozent bei den von 
Cerberus an die Börse gebrachten ehemalsöffent- 
lichen Wohnungsbeständen.Genau dieser Rendi- 
tedruckist derwesentlicheGrund.REITsvorallem 
für Wohnimmobilien abzulehnen. Die Aufgabe 
,.soziale Stadt", die auch die Integration stärken 
muss, kann nicht in die Hände renditefixierte 
Aktiengesellschaften gelegt werden. DerVerzicht 
auf Wohnimmobilien im REiTs-Gesetzentwurf 
muss deshalb unbedingt gegen Union und 
Finanzmarktlobby verteidigt werden.die Banken 
und Fonds nach wie vor dasganzgroße Geschäft 
sichern wollen. 

Steuerliche Probleme bleiben 

Auch reineGewerbeimmobilien-REiTs blei- 
ben ein problematisches Produkt.Paralle1 
zur Unternehmensteuerreform,deren Ziel 

die Vereinheitlichung der Besteuerung und der 
Abbau von Gestaltungsmöglichkeiten ist,schaffen 
wirein Sondersteuerrecht für eine bestimmte Klas- 
sevon Immobilienfonds. Ein Problem liegt dabei 
in der Grundkonzeptionvon RE1Ts:Siesind auf Unter- 
nehmensebene nicht steuerpflichtig und müssen 
dafür ihren Gewinn fast vollständig ausschütten, 
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- 
der dann beim Anleger voll besteuert wird. Das 
k l i ng  plausibel-solange man die Globalisierung 
auRer Acht lässt. Sobald der Anleger die Grenze 
überschreitet,funktioniert die Idee nicht mehr. 

lmmobiliengewinne unterliegen international 
dem Belegenheitsprinzip,das heißt:Gewinneaus 
deutschen Immobilien müssen in Deutschland 
versteuert werden. Mi t  einem REITs-Gesetz wer- 
dendieEinnahmenjedochaufder Ebeneder REIT- 
Gesellschaft steuerfrei gestellt - und wenn die 
Anleger imAuslandsitzen,werden nurdie in den 
Doppelbesteuerungsabkommenfestgelegten Quel- 
lensteuersätze von 10 bis 15 Prozent fällig. Noch 
problematischerwirdes,wennsich ausländische 
REiTsdiesteuerlicheGleichbehandlung mit deut- 
schen RElTs am EUCH erstreiten würden. Aus in 
Deutschland heutevoll steuerpflichtigen Immobi- 
lienerträgen könntendamitGewinnewerden,auf 
diederdeutscheFiskus überhaupt keinen Zugriff 
mehrhätte.Darüberhinauseröffnen RElTsfürUnter- 
nehmen neue Möglichkeiten über..Saie-and-lease- 
backw-Konstruktionen Steuern zu sparen. Betrieb- 
lich genutzte Immobilien können über eine so 
genannte,,ExitTax"steuerbegünstigt an RElTsver- 
kauft und anschließend wieder gemietet werden. 
Die Mietzahlungen sind dann in Zukunft Kosten, 
dieden zu versteuernden Gewinn mindern. 

DerKampfum RElTsistalsonoch nichtentschie- 
den: Esgeht darum,dieSteuerlücken soweitwie 
möglich zu schließen und die Herausnahmevon 
Wohnimmobilien aus dem Projekt zu verteidigen. 

D MdB(SP0) Floiian Pronold. und rpw-Mit- 

herauigtber i t  Mitglied im 
Finaniauiirhvlr.er lebt in 
Deggendorf. 

Foto:wwrpdfraktionde 



Meinung Personen & Positionen W D. 

..HeuschreckenvorderWohnungstür" haben 
Ortwin Runde. Nina Hauerund ich ineinem 
gleichnamigen Diskussionspapier im März 

diesesJahresgewarnt.Das bezog sich aufdie Ein- 
führungREITsalsneue,steuerlich begünstigte Form 
von Immobilienfonds.Unsere Kritik:RElTswürden 
den Prozess der Privatisierungvon kommunalen 
und ehemals gemeinnützigen Wohnungsbau- 
unternehmen beschleunigen und neue Steuer- 
schlupflöcherschaffen.Nun hat die Bundesregie- 
rung einen Gesetzentwurf beschlossen, in dem 
Wohnimmobilien außen vor bleiben. Ein großer 

, 

gelverspürt,stellt sichdieFragewer hattatsäch- 
lich Interesse an RElTs- und wer nicht? 

Eindämmung der Heuschreckenplage 

Erster Erfolg im Kampf um RElTs - steuerliche Probleme 

bleiben bestehen I von Florian Pronold .H 

Für Mieter in kommunalen und ehemals ge- 
meinnützigen Wohnungsunternehmen würdedie 
Überführung in einen REIT bedeuten: Ihre Woh- 
nungwird an der Börsegehandelt und unterliegt 
verschärftem Renditedruck.Daswiederum bedeu- 
tet: höhere Mieten und weniger Investitionen in 
den Bestand.FürStädte bedeuten RElTserhöhten 
Verkaufsdruckfürihrelmmobilienbestände.Jemehr 
die Immobilien ineinerStadtander Börseeehan- - 

Erfolgdergemeinsamen AnstrengungenvonSPD- delt werden, desto geringer wird der politische 
Finanzpolitikern,Mieterverbänden,Gewerkschaf- EinflussderKommunen.FürSteuerzahlerbedeuten 
ten und Kommunen. 

Was sind REITs? 

Real Estate InvestmentTrustssindeineSon- 
derform von Immobilienfonds, die in den 
USA bereits seit langem existiert und inver- 

schiedenen anderen Ländern bereits eingeführt 
wurdeodereingeführtwerden soll. Die Besonder- 
heit bestehtdarin.dassdieGewinneder RElTsfast 
vollständig an die Anteilseigner ausgeschüttet 
werden. Deshalb wird auf eine Besteuerung des 
Fondsauf Unternehmensebeneverzichtet.Steuern 
fallen nur beidenjeweiligen Anteilseignern an.ln 
der Regel müssen RElTs an der Börse notiert sein. 

U Wem nutzen REITs? 

DergrößteTeilder Finanzmarkt-Lobby und 
das Bundesfinanzministerium sind sich 
einig: Deutschland fehlt ein Finanzinstru- 

ment wie REiTs. Da aber nicht jeder diesen Man- 

RElTs ein Verlustgeschäft: Erst haben sie den sozi- 
alen Wohnungsbau finanziert,der nun zu Sonder- 
konditionen an der Börse landet und am Ende 
müssen sieentstehende Steuerausfälle wieder mit 
Lohn- oder Mehrwertsteuer ausgleichen. Mieter, 
Kommunen und die breiteMasseder Steuerzahler 
können deshalb kein Interesse an RElTs haben. 

Unternehmen können RElTsfür,.Sale-and-lease- 
back"-Konstruktionen nutzen,um ihre Steuerlast 
zu reduzieren. Finanzkräftige Anleger finden in 
RElTs eine neue Anlagemöglichkeit. Werden die 
Gewinne nicht in Deutschlandvereinnahmt, kön- 
nen auch sieSteuern sparen. Für die Banken sind 
REiTseingutesGeschäft:Zusätzliches Immobilien- 
kapital wird plötzlich für 1nvestition.Handel und 
Spekulation zugänglich.GroRes Interesse an RElTs 
habenaIsoUnternehmen,finanzkräftigeAnleger 
und Banken. 

verhältnis wird auch die deutlich abgespeckte 
ReichenSteuer kaum korrigieren, Die alte Steuer- 

reform hat im Ergebnis die Probleme in unserem mn~8uonlurw~naer~limiina.n 

Landvergrößert.DieseGefahrdroht uns beidem 
neuen Reformvorschlag erneut. 
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Abb5:Gemeiden habenru wenig GeldfUr Investitionen 

Viele anerkannte Steuerexperten und Wissen- 
schaftler halten die Wachstums- und beschäfti- 
gungspolitischen Hoffnungen, die in eine erneu- 
te Senkung der Unternehmenssteuern gesetzt 
werden, für unbegründet. Die zu erwartenden 
Aufkommensverlustewürden hingegendie Finan- 
zierungsprobleme der öffentlichen Haushaltever- 
schärfen und bergen gleichzeitig das Risiko negati- 
verwachstums-und Beschäftigungseffekte,wenn 
sie zu weiteren Ausgabenkürzungen führen. 

3. Wir brauchen eine faire Unterneh- 
menssteuerreform ohne Risiko für 
den angeschlagenen Bundeshaushalt. 
Es gibt Handlungsbedarf bei den Unter- 
nehmenssteuern: Aber nicht so!!! 

Angesichts der deutlichen (und in weitenTeilen 
durch die Steuersenkungen derjüngsten Vergan- 
genheit bedingten) Unterfinanzierungderöffent- 
lichen Haushalte besteht darin ein ernsthaftes 
Problem für die Zukunft. Wir benötigen ausrei- 
chend Geld, um die notwendige Infrastruktur in 
unserem Land in Schuss zu halten. 

Um dieses Problem in denGriff zu bekommen, 
kann eine langfristig angelegte und gut vorbe- 
reitete Unternehmensteuerreform zur Schließung 
von Steuerschlupflöchern sinnvoll sein, bei der 
dann möglicherweiseauch ein Spielraum fürdie 
weitere Senkung der nominalen Steuersätze be- 
steht.EineAufkommensneutralität kann nurdann 
gewährleistet werden, wenn erst die Schlupflö- 
cher gestopft werden und dann diezusätzlichen 
Einnahmen in Steuersenkungen gesteckt werden. 

In keinem Fall jedoch darf die Körper- 
schaftssteuer weitergesenkt werden. Der 
Vorschlag die bisherigen Systeme der Kör- 

perschaftssteuer und der getrennten Gewerbe- 
steuer komplett abzulösen birgt ungeheure Ge- 
fahren.Vor allem die finanzielle Ausstattung der 
Gemeinden kann überproportionaleleiden,dadie 
Bemessungsgrundlage bei der Gewebesteuer brei- 
ter als bei der Körperschaftssteuer ist. Ebenfalls 
sollte man den Plan alle Kapitaleinkommen einem 
proportionalen Satzzu unterwerfen (z.B.20 %),der 
deutlich unterhalb des Spitzensteuersatzes der m 
(Lohn-)Einkommensteuer liegt,ablehnen. Die bis- 
herige duale Einkommensteuerwürdejedoch ohne 
Not endgültig den Grundsatz der synthetischen ~ ~ 

Einkommensteuer aufgeben und weitere Steuer- 
einnahmen gingen wohl für immer verloren. 

b 
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Eine Unternehmensteuerreform sollte je- 
doch die bestehenden Schlupflöcher mög- 
lichst weitgehend schließen.Weiterhin sind 

die Veräußerungsgewinne wieder in vollem Um- 
fang zu besteuern.Wirwollen die internationalen 
Fonds (Heuschrecken) nicht weiter unterstützen 
und dabei Arbeitsplätze gefährden. Die gegen- 
wärtige Gewerbesteuer wirkt aufgrund ihrerstar- 
ken Abhängigkeit von der Konjunktur makroöko- 
nomisch destabilisierend. In der Konjunkturkrise 
werden die Gemeinden so de facto zu Investi- 
tionskürzungen gezwungen. Ziel einer Reform 
müssteeinedeutlichergiebigere.wenigerschwan- 
kungsanfällige BemessungsgrundlagefürdieGe- 
werbesteuer sein. Nicht zuletzt müssen mehr 
Betriebsprüfungen staminden.Hier sind die Finanz- 
ämter inzwischen mi t  EDV so gut ausgestattet, 
dass erheblich mehr Prüfungen möglich sind, 
wenn das Personal stabil geblieben wäre. 

4. Reformvorschlag steht zu sonstiger 
Sparpolitik im krassen Missverhältnis 

In sogut wieallen Haushaltsbereichen wurde 
gekürzt und eingespart.Vor allem den nicht so 
gut situierten Bürgerinnen und Bürgern wurde 
in den letzten Jahren vieles zugemutet. Hinzu 
kommt diedeftigeMehrwertsteuererhöhungim 
Januar 2007. Die Empörung über die Erhöhung 
war und ist groß.Die Kritik wird um einvielfaches 
steigen, wenn jetzt i m  Gegenzug die Unter- 
nehmenssteuer gesenkt wird. Kürzungen,Strei- 
chungen und Steuererhöhungen werden wir nur 
akzeptiert werden, wenn dies für alle Bevölke- 

P rungsgruppen je nach ihrer Leistungsfähigkeit 
gilt. Hier ist aber das Gegenteil zu befürchten. 
Die Folge wärenvermutlich keine neuen Arbeits- 

EsisteineUnternehmenssteuerreform möglich. 
die ausgewogener ist und sich fairer in das sons- 
tige Regierungshandeln einfügt. Unternehmen zu 
entlasten und zu stärken ist einegutesache-zu- 
mindest dann, wenn dies der Allgemeinheit zu 
Gute kommt.DerjetzigeVorschlagdes Finanzmi- 
nisteriums t u t  dies nicht und wird von uns in 
dieser Form abge1ehnt.E~ herrscht zu der Reform 
keine Zeitnot. Deshalb schlagen wirvor,sich Zeit 
für eine gut durchplante Reform zu nehmen.Da- 
bei müssen die Gefahren abgewogen. und die 
Mindereinnahmen ausgeschlossen werden. H 
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wichtigsei.lm Gegenzug wünschen siesich mehr 
durchführungsverbessernde Ansätze und ausbil- 
dungsbegleitende Hilfen. Ein Aspekt stellt auch 
die oft von Arbeitgebern bemängelte Qualifika- 
tion der Ausbildungssuchenden dar. Unstreitig 
müssen Berufswahlvorbereitung und Berufsorlen- 
tierung in den allgemein bildenden Schulen ver- 
bessert werden. Hier sind Wirtschaft und Politik 
in der Pflicht,selbst aktivzu werden. 

U Rahmenbedingungen für 
Berufsausbildung verbessern! 

UmdieMöglichkeiten der Betriebe,diesich an 
der Ausbildung beteiligen könnten,zu verbes- 
sern. schlägt der DGB folgende Punkte vor: 

EineAusweitungderVerbundausbildungund 
tarifliche Regelungen zur Steigerung des Aus- 
bildungsplatzangebotes. Die Beispiele EXAM 
(ExternesAusbildungsmanagement) oder PIA 
(Projekt Integration indenersten Arbeitsmarkt) - 
zeigen, dass durch gemeinsame kreative An- 
strengungen der Sozialpartner eineVerbesse- 
rung der Ausbildungssituation möglich ist. Dies 
gilt esauszubauen und weiterzuentwickeln. 

Die ausbildungsbegleitenden Hilfen müssen 
zu einem Regelangebot in der Berufsbildung 
werden. Nurwenn siedauerhaft undflächen- 
deckend auffachlicher wieauch auf soziaipä- 
dagogischer Ebene angeboten werden, kann 
es zu nachhaltigen Impulsen sowohl für Aus- 
zubildende als auch für Ausbilderlnnen und 
Betriebe kommen. 

Die Kammern sollten auf~esondert erhobene 

P 

Wirtschaftdieserverantwortung nicht gerecht 
werden,gibt es keine Alternative zur Einfüh- 
rungeiner gesetzlich verpflichtenden finanzi- 
ellen Umlage. 

GesetzteZiele,wieim Ausbi1dungspakt.dürfen 
nicht zu einer Verschlechterung der Gesamt- 
situation der AusbiIdungsplatzbewerberlnnen - 
führen. Die Zahl der erforderlichen betriebli- 
chenAusbildungsplätzemusssichanderNach- 
frage orientieren. 

Die Bundesregierung wird aufgefordertzeine 
aussagefähige Statistik vorzulegen inklusive 
aller Bewerberlnnen auf einen Ausbildungs- 
platz. der Altnachfrager und der in Maßnah- 
men Vermittelten. Eine Berechnung der Aus- 
bildungsplatzlücke nach festen Kriterien ist 
dringend erforderlich. 

Der DGB wird alles daran setzen, gemein- 
sam mit  allen Beteiligten einen neuen 
Anlaufzu machen.um nachhaltigeVerbes- 

SerungenfÜrJugendliche zu errei~hen~dieeinen 
Ausbiidungsplatzsuchen und brauchenLaut einer 
Studieder Bertelsmann Stiftung ist die größtesor- 
gevonJugendlichen, keine Ausbildungund keine 
Arbeit zu finden. Für Hauptschüler stellt sich die 
Lagedleser Studie zufolgeals besonders schwierig 
dar.Alarmierende8i Prozent sehen für sich keine 
berufliche Perspektlve.Dem gilt es etwasentgegen 
zu setzen. H 

Gebühren für ausbildende Betriebe (z.6. für - 
Eintragung und Prufung) verzichten. Statt- 
dessen könnten diese Kosten von allen Betrie- im I 
ben zusammen getragen werden. F - 4  1 

ii DieWirtschaft hat IauteinemUrteildesBundes- 
verfassungsgerichtes die Aufgabe, eine aus- 
reichende Anzahl betrieblicher Ausbildungs- ,. 

plätze zur Verfügung zu stellen. Sollte die 

D M ~ K O   rank, 

po~itisther derAbteilunglugend Referent in beim 
DGB-~undervorrtand. 
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von M a r c o  Frank I .. 

- 

DieZahl der beider BAgemeldeten Ausbil- 
dungsplätze istauchin diesem Jahrweiter 
zurückgegangen. Insgesamt registrierten 

diezuständigen Stellen rund 460.000 gemeldete 
BerufsausbildungssteIlen.dassind knappi2.000 
bzw. 2.5 Prozent weniger als im Vorjahr. Gleich- 
zeitig erreichte die Zahl der gemeldeten Bewer- 
berlnnen auf einen Ausbildungsplatz mi t  rund 
763.000 bzw. 3,o Prozent Zuwachs, einen neuen 
Höchststand. Zu Beginn des Ausbildungsjahres 
06107stehen rund 5o.ooojungeMenschen nach 
deroffiziellen BA-Statistikohne Lehrstelleda.Gegen 
über 2 0 0 5  ist das ist eine Verschlechterung um 
22.2%. Doch das ist nur die Spitze des Eisbergs. 
Hinzu kommen al1jene.di.e ihrenwunsch aufAus- 
bildung aufrechterhalten, auch wenn sie in an- 
deren Ersatzmaßnahmen untergekommen sind. 
Somit müssten mindestensca.ioo.ooojungeMen- 
schen hinzugezählt werden, um ein realistisches 
Bild zur Lage der Unversorgten zu erhalten. Rein 
rechnerisch kommen heute nur noch 60 Stellen 
auf ioo  Bewerber. 

Schlechte Perspektiven 
am Ausbildungs- 
stellenmarkt 2006 

Der Ausbildungsmarkt hat sich in den letzten 
Jahren grundlegend verändert. Die duale Ausbil- 
dung in Betrieb und Berufsschule tr i t t  mehr und 
mehr in den Hintergrund.Wurden 1992 immerhin 
noch 63 Prozent eines Bewerberjahrgangs betrieb- 
lich ausgebildet. so sind es heute weniger als 50 
Prozent.Rund 6oo.ooojungeMenschen unter25 

Was wird dagegen unternommen? 

Der Ausbildungspakt soll verlängert und 
weiterentwickeltwerden.dasE~-Programm 
wird aufgestockt. Doch der Ausbildungs- 

pakt hat die Erwartungen enttäuscht,das betrieb- 
liche Ausbildungsengagement ist weiter zurück- 
gegangen. Die Paktpartner,Bundesregierung und 
Wirtschaft,lassen unterdessen nichts unversucht, 
um den Misserfolg des Paktes positivdarzustellen. 
lmmerwiederwird hierbeidasEQ-Programm an- 
geführt. In der Evaluation des Programms wird 
jedochdeutlich,dassden in der Regelgut gebilde- 
ten,ausbildungsreifen Jugendlichen ein EQJ-Platz 
vermittelt- und derAusbildung ein kostengünsti- 
gesProbejahrvorangestelltwurde.SoziaI Benach- 
teiligteund Lernbeeinträchtigtewurdendurchdas 
Programm nur bedingterreicht.Dievonder Politik 
zum Ausgleich wegfallender Ausbildungsplätze 
geschaffenen Maßnahmen über außerbetriebliche 
Ausbildungsträger und eher unspezifischer Bil- 
dungsangebote sind keine Antwort auf die bil- 
dungspolitischen Aufgaben der Zukunft.Sie sind 
ungeeignet, die strukturellen Probleme des Aus- 
bildungsstellenmarkts zu lösen. Die dauerhafte 
Verwendung von Steuermitteln und Sozialversi- 
cherungsbeiträgen zur Finanzierung von Ausbil- 
dungsplätzen, schulischen Angeboten oder Ein- 
stiegsquaIifikationen,wird der gesellschaftlichen 
Verantwortung der Unternehmen nicht gerecht. 

Wir bleiben dabei - 
die Umlage muss kommen! 

Die Ursachefürfehlende Ausbildungsplät- 
ze ist in erster Liniedie mangelnde Ausbil- 
dungsbereitschaft der Unternehmen und 

Betriebe.Unter Einführungeiner Ausbildungsplat- 
zumlage wäre es zu einer breiteren Beteiligung 
der Unternehmen anAusbildunggekommen.50 
bilden heute nur noch 23 Prozent aller Betriebe 
selber aus. Dabei ist das Kostenargument oft nur 

sind arbeitslos. Etwa 400.000 Jugendliche sind vorgeschoben.ln einer Unternehmensbefragung 
inBeschäftigungs-oderQualifizierungsmaßnah- desBiBBauszoo4gabendieUnternehmeran,dass 
men. Immer mehr junge Leute werden so nach 2.6. die Ausbildungsvergütung für die Entschei- 
der Schule in Warteschleifen abgedrängt. dungrobausgebildet wird oder nichtseherweniger 
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Reichtum in Deutschland 

Die Konferenz.,Reichtum in Deutschland"der 
Arbeitsgruppe Verteilungsgerechtigkeit der SPD- 
Bundestagsfraktion hat am 23.10.2006 erste An- 
haltspunktezur Behebungvon Defiziten der Reich- 
tumsberichterstattung geliefert. Die Ungleichheit 
habeseit 1995 erheblich zugenommen. Prof Dieter 
Eißel wies darauf hin, dass die Steuerpolitik der 
letzten Jahre die Reichen noch reicher gemacht 
und Deutschlands Erben werden überdurchschnitt- 
lich geschont habe. Die gesellschaftliche Durch- 
lässigkeit von unten nach oben habe stark abge- 
nommen-mit der Konsequenz einer reduzierten 
Wahrnehmung der Wirklichkeit durch die Eliten 
und der Gefahr zunehmender Korruption. pflich- 
tete Prof. Michael Hartmann bei. Aufgeräumt 
wurde auch mi t  gerne reproduzierten falschen 
Argumentationsmustern.Weder steige die Inves- 
titionen mi t  den Unternehrnensgewinnen und 
Steuererleichterungen. noch zwinge.der interna- 
tionalen Markt"diedeutschen Unternehmen zur 
ErhöhungderVorstandsgehälter,so Prof.Michael 
Hartmann.lmZentrum der Diskussion über künf- 
tige politische Handlungsfelder stand vor allem 
die Steuerpolitik und dabei die anstehenden Re- 
formen der Unternehmens- und Erbschaftssteuer, 
b Dokumentation derTagung: Berliner Bürovon 

Hilde Mattheis, MdB 

Wechsel in der Geschäftsführung des 
Forum D121 

Der bisherigeSPD-Bürgerschaftsabgeordnete, 
Dr.Joachim 5chuster.ist in Bremen zum Staatsrat 
fürSoziales undJugendernanntworden und legt 
sein Amt als politischer Geschäftsführerdes Forum 
DL2i nieder. Biszu denturnusmäßigen Neuwahlen 
im Frühjahr 2007 übernimmt dieseTätigkeit das 
bisherige DL2i-Bundesvorstandsmitglied Reinhold 
Rünker aus Leichlingen. Nordrhein-Westfalen. 
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Ci Dem Fortschritt eine Richtung geben 

Die Parlamentarische Linke der SPD-Bundes- 
tagsfraktion hat eine Sammlung von Beitragen 
zur Programmdebatte der SPD herausgegeben. 
„Eine programmlose Partei der Beliebigkeit und 
einegrundsatzlose Politik derWendigkeit können 
nieSacheder SPD sein. Das Selbstverständnisder 
SPD (...)verlangt geradezu danach.sich der Reflek- 
tion von Wirklichkeit,der Entwicklungvon Zielen 
und Programmen (...) zu stellen",erklärt PL-Spre- 
cher und Mitherausgeber der spw, Ernst-Dieter 
Rossmann, in der Einleitung. 
b Download: www.parlamentarische-linke.de 

als PDF. 

Ci „Unterschicht? Prekariat? Klasse?"- 
Neuerscheinung im spw-Verlag 

Die soziale Realität in Deutschland scheint irn 
Herbst2006 inderpolitischen Debatteangekom- 
rnen. Oder war alles doch nur ein Medienhype? 
Eine weitere Sau, die durch das politische Dorf 
getrieben wurde.ohne wirklich Spuren zu hinter- 
lassen? Die Herausgeberlnnen dieser Neuerschei- 
nung, Björn Böhning. Andreas Nahles und Klaus 
Dörre,wollen ein Zeichen setzen,dass sie die Ent- 
wicklung in dieser Gesellschafternst nehmen.Sie 
nehmen die zunehmende soziale Spaltung als 
Herausforderung, eine moderne Politik gegen so- 
zialeAusgrenzungundfürdieTeilhabeamvorhan- 
denen Reichtum programmatisch zu formulieren. 
b Info: Das Buch umfasst Ca. 120 Selten und ist 

für 9.90 Euro zzgl. Versandkosten beim spw- 
Verlag erhältlich. - 
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SusiMöbbeck.Jahrgangig64,Politikwissen- 
schaftlerin:ig88 wurde sie mi t  23 Jahren 
alszweite Frau nach HeidemarieWieczorek- 

Zeul zur Juso-Bundesvorsitzenden gewählt.igg0 
konntesiedas Amt gegen RaIf Ludwigverteidigen. 
Auf demvereinigungskongress der ostdeutschen 
JungenSozialdemokraten mitden westdeutschen 
Jusos igg i  trat sie nicht wieder an. Seit iggg ist 
Susi Möbbeck Landesgeschäftsführerin der SPD 
in Sachsen-Anhalt und zurzeit in Elternzeit. Sie 
lebt mit ihrem Ehemann. ihrer sechsjährigen 
Tochter und fünf Monatealten Pflegetochter auf 
einem denkmalgeschützten Bauernhof in der 
Nähe von Magdeburg. 

spw: Welche Debatte hat Dich in Deinem poli- 
tischen Leben stark geprägt? 

Susi Möbbeck: Wenn ich die Zeit als Juso- 
Bundesvorsitzendeso Revue passieren lasse, 
glaubeich,dassdieDebatteum diejugend- 

politischeOrientierungfür mich sehrwichtigwar. 
Die Rückbesinnung auf jugendliche Interessen- 
vertretung hat zwar schon vor dieser Zeit eine 
Rollegespielt,aber ich habedann als Persondafür 
gestanden. Schon vom Lebensalter meiner Vor- 
gänger war das eine deutlicheVeränderung, wo 
sichtbar geworden ist, dass sich bei Jusos etwas 
verändert.Jugendpolitische lnteressenvertretungs- 
arbeit im eneeren Sinne war für mich auch der 

spw:Wenn Du DeineZeit als Juso-Bundesvor- 
sitzende betrachte~t~wann waren dielusosrichtig 
gut? 

Susi Möbbeck: Gut war, wie wir uns in der 
Zeit in die Diskussion in der SPD um das 
Grundsatzprogramm eingemischt haben. 

Wir haben unsdort nicht aufdas Feld derlugend- 
politik be~chränkt~sondern unsauch in dieGrund- 
satzfragen eingemischt. Das war damals zum 
Beispiel die Frage, mi t  welchen Steuerungsmög- 
lichkeiten Wirtschaftsdemokratie ermöglicht wer- 
den könnteoderdie Debatte ÜberdieZukunftder 
Arbeit und Zeitsouveränität.Vieles davon könnte 
man für die heutige Grundsatzdebatte auch wie- 
der aufgreifen. 

spw: Und was aus dieser Zeit würdest Du 
heute anders machen? 

Susi Möbbeck:Persönlich würde ich heute 
versuchen, den Vereinigungsprozess Ost/ 
West anderszu organisieren. Im Grunde ist 

die Vereinigung der Jusos Ost und West macht- 
politisch im Fraktionshickhack der Jusos instru- 
mentalisiert worden.Daran hatten sicherlich alle 
Seiten ihrenAnteil.Da hättemanversuchen müs- 
sen.gegen zu steuern. 
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Kurzum I v o n T h o m a s  Westpha l  

Was i s t  eigentlich passiert,wenn politische 
Strategieansätzeausden.,s3Thesen zum 
Projekt Moderner5oziaIismus"quasi über 

Nacht zum offiziellen Reoertoire der Merkel-Re- 
gierung werden? Nein,es fand zwischenzeitlich 

P 

'. 
keine Revolution statt. Auch von einem Fall ver- .. -A F*" .,; . 1 
wechselter Aktenkofferwar nichtszu lesen. Es war 

P einoffiziellerVorgangaisSigmarGabriel seinMe- D ~ h o m a ~  we5tphil, 
morandum für einen ,,New Deal" von Wirtschaft, Diplom-Voikrwirf.rpw- 

Mitheraurgebeber lebt und 
Umwelt und Beschäftigung präsentierte.Unterden arbeitet in ~ortmund. 

in diesem Memorandum der,,Staat als Pioniere'für 
den technischen Fortschritt und neue Innovationen 
beschworen. Dieser Pionier-Staat zeichnet sich 
durcheineintelligente Steuerung mittelseinesöko- 
iogisch-industriellen Regulierungsrahmens aus. 

Passiert ist im Sinneeinerfundamentalen 

7 Achsenverschiebung in der politischen 
Physik wohl wirklich nichts.Aber mehrals 

beachtlich ist derVorgangdennoch.Mitten hinein 
in eineallgemeineeher unstete und kaum zieige- 
richtete Debatte um ein neues sozialdemokrati- 
schesGrundsatzprogramm besetzt Gabriei mit dem 
Memorandum ein zentrales. langeverschüttetes 
Feld sozialdemokratischer Reformpoiitik.nämlich 
die Frage nach dem Zusammenhangvon Fortschritt, 
technischer Innovation.Wachstum.Wohlstand und 
ökologischer Nachhaltigkeit. 

- Kurzum:Es muss der Sozialdemokratie wieder 
gelingen,exakt auf diesem Feld den Widerspruch 
zwischen globalen (kapita1)markzentrierten Pro- 

F duktionsverhältnissen undfortschrittsorientierter 
ReguiierungaufderHöhederZeit zu überwinden. 
Nur dann wird sie wieder eine Perspektive aisat- 

- traktivevolkspartei haben. 

DaserwähnteMemorandum leistet in die- 
ser Hinsicht durchaus 0eachtliches.Aber 
ein wesentlicher Kern des Problems bleibt 

auch im Ansatzdesökologischen New Dealsvon 
Gabriel ungelöst.Das ist das Problem der Beschleu- 
nigungsfalle der herrschenden Kapitaimarktlogik. 
in den Leitlinien wird zwar darüber gekiagt,dass 

in der globalen Shareholder-Ökonomie, kurzfris- 
tige Renditee~lartungen langfristige Innovations- 
Strategien überiagern.Aberdiese Klagesitzt einer 
zu kurzgegriffene lnterpretationauf.0ieBeschleu- 
nigungsfaIlederShareholderökonomie basiert nicht 
auf der Renditeerwartung sondern auf falschen 
Preisanreizen für Ausweitung statt Innovation. 
Wenn z.B.E.0Ndenerwirtschafteten Ertrag inden 
Kauf des spanischenversorgers Endesa investiert, 
um mit dem Ausbau von Marktanteilen den Bör- 
senkurszu dynamisieren,fehlen nicht nurqg Mrd. 
Euro für Produktinnovationen, sondern auch der 
Anreizdurch Entwicklungen neuerTechnologien 
und Lösungen am Markt Wettbewerbsvorteilezu 
erzielen. 

Kurzum: Die ,,Wenn-wir-wolien-kaufen-wir- 
euch-auf-Geisteshaltung" i s t  eine vom Kapital- 
markt quasi geförderte Grundlage des erfolgrei- 
chen Top-Managements. Sie ist der natürliche 
Feind jeder lnnovationsstrategie und wird jeden 
noch so„intelligenten makroökonomischen Regu- 
lierungsrahmen"täglich unterlaufen.Eswird der 
SPD und ihrem Umweltminister nichts anderes 
übrig bleiben.aIsdieserGeisteshaitungdieGrund- 
lagezuentziehen.Dieswirdjedoch nurgelingen. 
wenn der Regulierungsrahmen den Kapitalmarkt 
einschließt. 
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rungspolitik hatte.Vor allem aber muss darüber 
gesprochen werden.wiedas soziale Auseinander- 
driften gestoppt werden kann und neuerzusam- 
menhalt entstehen kann.Nurwenndieabgehäng- 
ten Gruppen wieder in die Erwerbsgesellschaft 
integriertwerden,können sieauch politisch wieder 
erreicht und zur Übernahmevon Eigenverantwor- 
tung bewegt werden. Wenn die SPD die gesell- 
schaftliche Entwicklung dahingehend wirklich 
beeinflussen will, muss sie mehr Mut  aufbringen. 

C+SuriMabbeik: wahrend deiluro-Bunderkangieiiei in ~ u o r h e n  
,990 Foto prvat.  

spw:Susi,vielen Dank für das Gespräch 

spw: Hast Du ein politischesVorbild? 

. 
seines organisati~nspolitischen Herangehens und 
seines Denkensfür dasGanze.Gerade.wenn man 
sichanguckt,wasan Parteivorsitzendensodanach 
gekommen ist,wiesehrsich danachdas Karussell 
der Eitelkeiten gedreht hat. In der heutigen euro- 
päischenSozialdemokratie beeindruck mich am 
meisten die Politikderspanischen Regierungunter 
Jose LuisZapatero,weil sieden Mut  hat, brennen- 
de Themen wie die Einwanderung anzupacken 
und grundlegende Lösungen zu suchen. 

spw: Welche politische Debatte ist Dir heute 
besonders wichtig? 

Susi Möbbeck: Im Moment stellt sich die 
Frage sozialdemokratischer Identität aus 
meiner Sicht sehr umfassend. Ich hoffe, in 

der Programmdebattewird nicht zu kurz gesprun- 
gen. Die Diskussion über die Entwicklung neuer 
sozialer Gruppen und über die Folgen der gesell- 
schaftlichen Spaitungsprozesse muss ehrlich ge- 
führt werden. Dabei geht esauch darum,weiche 
Wirkungen die reale sozialdemokratische Regie- 
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Die Jugendpolitische Orientierung war 
Ende der achtziger Jahre der strategische 
Ansatz bei den Jusos,gemeinsame Interes- 
sen und AnsprüchevonJugendlichen in den 
politischenVordergrund zu rücken.Da-mit 
sollten die gesellschaftlichen Kräfteverhäit- 
nisse in den neunzigerJahren in Deutsch- 
land beeinflusstwerden.Esgingzum einen 
darum. den Kampf der arbeitenden und 
lernenden Jugend um Arbeit und Bil-dung 
zu stärken.Zum anderen standen die ver- 
änderten Lebensansprüchejunger Frauen 
in Bezug auf Beruf, Familie.Sexualität etc. 
im Mittelpunkt. Erklärtes Ziel war es, die 
Entwicklung einer interessen- und selbst- 
bewussten demokratischen Jugendbewe- 
gung zu unterstützen. Dazu trieben die 
Jusosdie personelleVerjüngung und Femi- 
nisierung deseigenenVerbandesvoran.Sie 
ergänzten ihr Verständnis eines sozia-lis- 
tischen Richtungsverbandes bis heute um 
jugendliche interessenvertretungspolitik 
im Sinne eines mo-dernen sozialistischen 
Jugendverbandes. 




